
M. Caillat: Histoire(s) de l’anticommunisme en Suisse 2009-3-218

Caillat, Michel; Cerutti, Mauro; Fayet, Jean-
François; Roulin, Stéphanie (Hrsg.): Histoire(s)
de l’anticommunisme en Suisse - Geschichte(n)
des Antikommunismus in der Schweiz. Zürich:
Chronos Verlag 2009. ISBN: 978-3-0340-0925-
6; 368 S.

Rezensiert von: Brigitte Studer, Historisches
Institut, Universität Bern

Das Ende des Kalten Krieges 1989 verlief in
der Schweiz parallel zu einer dreifachen Le-
gitimitätskrise: nicht nur der Regierung mit
dem erzwungenen Rücktritt von Bundesrätin
Elisabeth Kopp und der militärischen, aber
auch symbolischen Landesverteidigung mit
dem guten Abstimmungsergebnis der Initia-
tive für die Abschaffung der Armee, sondern
auch des Staatsschutzes. Wie eine parlamen-
tarische Untersuchungskommission zum Vor-
schein brachte, waren rund 900.000 Perso-
nen von der Bundesanwaltschaft wegen ih-
rer politischen Tätigkeit oder Meinung be-
obachtet und registriert worden, davon die
Mehrheit Ausländer. Die „Fichenaffäre“ zeig-
te, dass der Antikommunismus in der neu-
tralen, aber de facto westintegrierten Schweiz
ein besonders aktives Staatsschutzdispositiv
hervorgebracht hatte. Gleichwohl harrt die
Geschichte des Kalten Krieges in der Schweiz
noch einer Gesamtdarstellung. Sogar erst in
Ansätzen erschlossen sind die Kontinuitä-
ten im Forschungsfeld des Schweizer Anti-
kommunismus. Um es vorwegzunehmen: Ei-
ne Synthese vermag auch der Sammelband
„Geschichte(n) des Antikommunismus in der
Schweiz“ nicht zu leisten, was er im Übrigen
auch nicht beansprucht. Der Band ist Ergeb-
nis einer Tagung, die im November 2005 un-
ter dem Titel „Mythes, réseaux, milieux, for-
mes et cultures de l’anticommunisme en Su-
isse des origines à nos jours“ an der Universi-
tät Genf stattfand. Deren Veranstalter arbeiten
seit 2001 im Rahmen eines SNF-Projekts an
der Erschließung der Bestände der Entente in-
ternationale anticommuniste (EIA) des Advo-
katen Théodore Aubert. Die Vereinigung war
am 23. Juni 1924 in Paris gegründet worden,
hatte aber ihren Sitz in Genf, wo auch zahl-
reiche internationale Organisationen zur Wie-
derherstellung einer stabilen internationalen
Ordnung etabliert waren, die es zu lobbyie-

ren galt. Deren Materialien finden sich in der
Bibliothèque publique et universitaire (BPU)
der Stadt Genf. Die internen Quellen (Korre-
spondenz, Protokolle, Arbeitsdokumentatio-
nen usw.) waren jedoch im Unterschied zu
den Periodika und Broschüren der Organisa-
tionen bis vor kurzem nicht zugänglich. Sie
waren zwischen 1945-1950 vom Bureau per-
manent der EIA in der BPU Genf deponiert
worden, dort aber verschollen, bis sie 1980
anlässlich eines Umzugs wieder aufgefunden,
jedoch sofort bis 1991 unter Verschluss gestellt
wurden, womit sie wieder in Vergessenheit
gerieten. Die komplizierte Geschichte dieses
Quellenkorpus wird im Nachwort von Michel
Caillat beleuchtet.

Der Band ist dreisprachig, mit einer Mehr-
heit von französischen Beiträgen (16 von 21),
vier sind auf Deutsch und einer ist auf Eng-
lisch. Die Einleitung ist sowohl auf Deutsch
als auch auf Französisch publiziert. Ihr Autor,
Jean-François Fayet, nimmt darin eine Annä-
herung an den Gegenstand vor. Er verweist
darauf, dass der Antikommunismus, der in
seiner einfachsten Definition als Ablehnung
des Kommunismus bezeichnet werden kann,
ein transnationales Phänomen darstellte, in
der Schweiz aber besonders ausgeprägt ge-
wesen sein dürfte. Als historischer Gegen-
stand zeigt er sich freilich sperrig, handelt
es sich doch ebenso um ein Ensemble von
Werten, Glaubenssätzen und Mythen als um
politische Praktiken und legale Maßnahmen.
Die Geschichte des Antikommunismus ist ei-
ne Geschichte des kurzen 20. Jahrhunderts,
aber auch eine Geschichte der Demokratie seit
dem 19. Jahrhundert. Sie berührt Emotionen,
insbesondere diejenige der Angst in der Poli-
tik, Phantasmata und Projektionen. Antikom-
munismus ist multifunktional. Er ist Abwehr,
Diabolisierung und Stigmatisierung des Geg-
ners von links, er dient als Legitimation für
Repression und Kriminalisierung jeder Bewe-
gung, welche die herrschende Ordnung in
Frage stellt. Schließlich stellt er einen Kampf-
begriff dar, um den Kommunismus selbst zu
denunzieren. Antikommunismus kann diver-
se Formen annehmen und ist Produkt vie-
ler Kontexte. So nennt die von Jean-Jacques
Becker formulierte Typologie nicht weniger
als sieben verschiedene Typen, etwa vom
kontingent-zeitgebundenen bis zum ideologi-
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schen, staatsdoktrinären über den klassenspe-
zifischen Antikommunismus der Besitzen-
den. Sein mitunter verdecktes Vorgehen, so-
zusagen hinter einer Maske, macht die his-
torische Annäherung an das Phänomen nicht
leichter.

Angesichts der Vielschichtigkeit und Mul-
tifunktionalität des Phänomens Antikommu-
nismus ist es nur folgerichtig, dass das Buch
nach verschiedenen Themen unterteilt ist. Es
kann hier aber nicht auf alle Texte eingegan-
gen werden. Im ersten Abschnitt zur Bedeu-
tung der Ursprünge macht Hans Ulrich Jost in
seinem Beitrag, der auch eine zweite, auf die
Schweiz bezogene Einführung sein könnte,
die Anfänge einer langen Praktik der Disqua-
lifikation aller Forderungen mit sozialem An-
strich bei der vom konservativen Schriftstel-
ler Jeremias Gotthelf, aber auch vom liberalen
Politiker Johan Caspar Bluntschli schon vor
der Schaffung des Bundesstaates vorgezeich-
neten Methode aus: Sozialisten und Kommu-
nisten werden als antithetisch zum „Schwei-
zer Geist“ gezeichnet. Diese figurieren aber
nur als Kern eines Feindbildes, das auf sämt-
liche Reformregungen ausstrahlt. Der frühe
Antikommunismus stützt sich nicht allein auf
die Suggestivkraft wirksamer Imaginationen,
er erhält auch bald handfeste Konturen durch
die 1889 in Funktion gesetzte politische Po-
lizei. Auch Marc Vuilleumier reflektiert den
Widerspruch zwischen dem moderaten Ein-
fluss sozialistisch-kommunistischer Ideen in
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts und der
dazu in keinem Verhältnis stehenden behörd-
lichen Reaktionen. Markus Bürgi untersucht
am Beispiel des Zürcher Publizisten Eduard
Attenhofer, einem Agenten des sich formie-
renden Klassenkampfes von oben, wie sich
in den 1880er-Jahren ein Legitimationspro-
zess des Antisozialismus abzuspulen beginnt,
der bald einmal zur Einschränkung des Asyl-
rechts führt.

Der nächste Teil versammelt Beiträge zu
zeitlichen Höhepunkten und Mythen des An-
tikommunismus. Ausgehend von der Gen-
fer Streikbewegung in den Jahren 1902-1903
bringt Charles Heimberg die Schärfe des
Antikommunismus in der Schweiz mit sei-
ner Instrumentalisierung als Selektions- und
Ausschlussinstrument von politisch unlieb-
samen Arbeitern in Zusammenhang, wobei

auch hier die Ausländer als erste visiert wa-
ren. Deren Ausweisungen (und später Be-
rufsverbote) hatten jedoch disziplinierende
Funktion für die gesamte Arbeiterbewegung.
Es folgt eine weitere Lokalstudie von Lau-
rent Andrey, die zeigt, dass der Antisozia-
lismus/Antikommunismus von den Katholi-
ken auch als Abgrenzungsmittel gegen die
protestantische, urbane und industrialisierte
Schweiz genutzt werden konnte. Im agrari-
schen und konservativen Kanton Freiburg in-
szenierten die Eliten ab 1919, und zwar bis in
die 1960er-Jahre, jährliche Gedenkveranstal-
tungen an den Militäreinsatz der Freiburger
Soldaten gegen den Generalstreik von 1918.
Diese Erinnerungspolitik diente nicht nur als
Kampfansage an die Sozialdemokratie, son-
dern ebenso zur Stärkung der eigenen Iden-
tität.

Zwei der zentralen Organisationen wer-
den im Teil „Akteure, Netzwerke und Milieus
des Antikommunismus“ behandelt. Andreas
Thürer geht auf den Schweizerischen Vater-
ländischen Verband (SVV) ein. Die rechtsbür-
gerliche Vereinigung, die 1919 als Reaktion
auf den Generalstreik aus der Taufe geho-
ben wurde, wollte die Bekämpfung der Lin-
ken nicht allein gesetzgeberischen Beschrän-
kungen überlassen. Ohne auf diesen Weg
zu verzichten, setzte sie auf die Organisati-
on von Freiwilligen für Ordnungsdienste, für
die Streikbekämpfung oder etwa zur Infor-
mationsbeschaffung über das Militärwesen.
Der SVV war institutionell sehr gut vernetzt
und trug in der Zwischenkriegszeit dazu bei,
den rechtlichen Rahmen nach rechts auszu-
weiten oder sogar bei Bedarf zu ritzen. Die
(über)eifrigen Patrioten waren den Behörden
ebenso nützlich wie manchmal auch lästig.
Auf sie verzichten wollte man aber nicht,
und so blieben sie gleichsam als „Rückver-
sicherung des Bürgertums“ (S. 144) bis nach
dem Zweiten Weltkrieg locker in das politi-
sche System eingegliedert. Auch der Beitrag
von Michel Caillat ist für die Frage der Rele-
vanz des Schweizer Antikommunismus zen-
tral. Caillat geht dem Einfluss der EIA nach,
weniger in Bezug auf ihr transnational weit
verzweigtes soziales Netzwerk, als auf ih-
re breite Abstützung in Elitenzirkeln in der
Schweiz. Ihre Kontakte reichten von der Ar-
meespitze bis zur Finanz (so war die Genfer
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Bankiersfamilie Hentsch offenbar ihr wich-
tigster Geldgeber) über die Diplomatie, den
Bundesrat (in der Person von Jean-Marie Mu-
sy), Sportvereine (hier vor allem der Schwei-
zer Alpenclub), die Neue Helvetische Gesell-
schaft und den SVV. Eine besonders enge Ver-
zahnung zeigte sich mit dem IKRK, mit der
die EIA drei Leitungsmitglieder teilte. Die
selbstzufriedene Bilanz der Organisation lau-
tete 1939 dementsprechend, dass die Schweiz,
„ce petit pays“, ihre wichtigste und solideste
Aktionsbasis darstelle (S. 159).

In der Tat, wie handlungsrelevant erwies
sich das Motiv der Abwehr des Kommu-
nismus für die Schweizer Behörden? Die-
se Problematik durchzieht den mit „Staat-
licher Kommunismus“ überschriebenen Teil.
Er befasst sich mit den behördlichen Repres-
sionsmaßnahmen, deren Schwerpunkt mit
den Parteiverboten in die zweite Hälfte der
1930er-Jahre und die Kriegsjahre fallen, wäh-
rend in der Nachkriegszeit eher subtilere Me-
chanismen wie die erwähnte systematische
polizeiliche Überwachung und daraus folgen-
de Berufsverbote zur Anwendung kamen. Ei-
nen breiten Überblick über die antikommu-
nistischen Maßnahmen vom Generalstreik bis
zur Gegenwart liefert André Rauber. Ihm geht
es um die Kontinuität der Staatsschutzbestim-
mungen im Kampf gegen den Bolschewismus
in den 1920er-Jahren bis zu den gegen die Par-
tei der Arbeit gerichteten Strafrechtsbestim-
mungen Anfang der 1950er-Jahre, die in ei-
ne flächendeckende Fichierung eines Groß-
teils der Bevölkerung ausarteten. Auch Sé-
bastien Farré deutet die Parteienverbote zwi-
schen 1936 und 1945 als Ausdruck einer ziel-
gerichteten Politik und nicht, wie von bür-
gerlicher Seite anlässlich ihrer Aufhebung be-
hauptet wurde, als außerordentliche Maßnah-
men in einer Ausnahmesituation, die sich so-
wohl gegen den Links- wie den Rechtsex-
tremismus richteten. Das heißt aber nicht,
dass das Maß der Repression nicht vom Kon-
text abhängig gewesen wäre. So lässt sich
am Beispiel der Genfer Gerichtsakten zeigen,
dass die gegen Kommunisten angestrengten
Prozesse deutlich dem Kriegsverlauf folgten.
Während das Jahr 1942, als der nationalsozia-
listische Angriff gegen die Sowjetunion noch
erfolgreich aussah, die höchste Dichte auf-
weist, ging die Repression nach der Schlacht

bei Stalingrad rapide zurück. Mit zeitlicher
Verzögerung lässt sich diese Liberalisierung
auch in Bezug auf die politische Tätigkeit aus-
ländischer Kommunisten auf eidgenössischer
Ebene verfolgten, wie Alix Heiniger in ihrem
Beitrag zum Sonderlager Bassecourt im Ju-
ra nachweist. Erst gegen Kriegsende weich-
ten die Bundesbehörden ihre restriktive Poli-
tik auf und genehmigten die Aktivitäten der
Bewegung Freies Deutschland. Die Verfasse-
rin erklärt das auch mit der Politik der Orga-
nisation, die Emigranten zur Rückkehr nach
Deutschland zu bewegen, was ganz im Sinne
der Transitkonzeption der Schweizer Flücht-
lingspolitik lag.

Nach Beiträgen zu antikommunistischen
Vorstellungen des Kommunismus und zum
Antikommunismus von links geht der ab-
schließende Teil auf das Verhältnis von
Antikommunismus, Antisemitismus, Ras-
sismus und Kolonialismus ein. In einem
weit ausholenden Beitrag rekonstruiert Jean
Batou die Genealogie des Topos „Judeo-
Bolschewismus“ und seine Weiterführung
zum „Judeo-Kommunismus“ bis zur Ver-
schmelzung von Antikommunismus und
Antisemitismus im Nationalsozialismus,
ohne freilich daraus ein kontinuierliches
Narrativ von der Mitte 19. Jahrhunderts
bis zum Zweiten Weltkrieg konstruieren zu
wollen. Der quellengestützte Beitrag von
Sandra Bott führt die Leserinnen und Leser
zur Problematik zurück, welcher Stellenwert
dem Antikommunismus in der Schwei-
zer Politik zukommt. Wie lassen sich die
guten Beziehungen der Schweiz zu Süd-
afrika zwischen 1945 und 1970 erklären?
Bott argumentiert, dass diese nicht allein
auf Wirtschaftsinteressen beruhten, sondern
auch auf dem ideologischen Support seitens
einzelner Schweizer Wirtschaftsvertreter für
den rassistisch gestützten Antikommunismus
am Kap. Menschenrechtsüberlegungen traten
im Kontext des Kalten Krieges und der
Südafrika zugestandenen Rolle als Bollwerk
gegen den Kommunismus jedenfalls in den
Hintergrund. Der Beitrag schließt mit der
bemerkenswert vieldeutigen Aussage des
Schweizer Botschafters in Südafrika, Franz
Kappeler, von April 1958: „Was die Nationa-
listen betrifft, so ist für sie eine Preisgabe der
weißen Herrschaft in Südafrika in ähnlicher
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Weise undenkbar, wie für uns die Preisgabe
unserer Neutralität.“ (S. 344).

Die äußerst lesenswerte Publikation stellt
einen Meilenstein dar für die Geschichte des
Antikommunismus in der Schweiz. Daran än-
dert auch die Tatsache nichts, dass wie in je-
dem Sammelband die Beiträge nicht alle glei-
cher Qualität sind. Während viele Aufsätze
durch eine breite und vielfältige Quellenbasis
abgestützt sind oder Synthesen langjähriger
Recherchen darstellen, basieren andere auf ei-
nem beschränkten Quellencorpus und erwei-
sen sich daher in ihrem Fokus und in ihrem
Aussagehalt als eher beschränkt. Gewonnen
hätte die Publikation auch durch Illustratio-
nen etwa von antikommunistischen Plakaten.
Diese kritischen Bemerkungen können aber
die Verdienste dieses informativen Bands ins-
gesamt nicht schmälern. Mit Fokus auf die
institutionelle Perspektive1 zeigt das Buch,
dass antikommunistische Maßnahmen nicht
„Ausrutscher“ einzelner übereifriger Schwei-
zer Politiker und Behörden darstellten, son-
dern Teil und Effekt eines politischen Ord-
nungsdiskurses waren, der durch die Werte
Patriotismus, Familie, Privateigentum getra-
gen wurde. Antikommunismus unterlagerte
in der Schweiz ebenso die behördliche Pra-
xis wie die Diskurse. Er war Motor und Mo-
tiv der Ausländerfeindlichkeit und er diente
mit seinem sukzessiv ausgebauten Polizeidis-
positiv einer engen Sozialkontrolle, die sich
in erster Linie gegen die Arbeiterbewegung,
in zweiter aber auch gegen jeglichen Non-
konformismus richtete. Nach dem Schock des
Generalstreiks wurde er sogar impliziter Teil
der Staatsdoktrin, sodass sich die Schweiz bis
zum Ende des Zweiten Weltkriegs weiger-
te, die Sowjetunion anzuerkennen. Die in der
Einleitung gestellte Frage, ob der Antikom-
munismus wirklich einen Gegenstand der Ge-
schichtsforschung darstelle, ist nach der Lek-
türe jedenfalls eindeutig mit Ja zu beantwor-
ten.
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1 Für die Betroffenensicht siehe Martha Farner et al.,
‚Niemals vergessen‘. Betroffene berichten über die
Auswirkungen der Ungarn-Ereignisse 1956 in der
Schweiz, Zürich 1976.
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